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A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

Auf die Anfrage der Abg. Dr. Ne u g e bau e r und Genossen, be­

treffend die bea~sichtigte Erhöhung der Platzgebühren an den Bundeserziehungs­

anstalten, teilt Bundesminister für Unterricht Dr. D r i m m e 1 fol ge ndes 

mi t g 

Schon in den vergangenen Jahren hat der Reohnungshof hinsiohtlich der 

Festsetzung der Gebühren an den Bundeserziehungsanstalten mehrmals den Stand­

punkt vertreten, dass die Gebühren den wirtschaftlichen Verhältnissen jeweils 

angepasst werden und eine Erhöhung dieser Gebühren entsprechend der Steigerung 

der Ausgaben jeweils erfolgen müsste. Auf Grund dieser Stellungnahme wurde 

zum Beispiel im Jahre 1952 die Platzgebühr nach längeren Verhandlungen in be~ 

scheidenem Ausmass erhöht. In seinem Bericht über die Einschau in die Gebarung 

der Bundeserziehungsanstalten in Wien III., Traunsee und Liebenau vom 23 .Juli 

1956, Z1.3900/5, hat der Rechnungshof nunmehr wiederum eindringlich darauf hin­

gewiesen, dass die Platzgebühren seit Beginn des Schuljahres 1952/53 nicht e~ 

höht wurden, obwohl die in Verbindung stehenden Ausgaben seither wieder beacht­

lich gestiegen sind und die Einkommensvorhältnisse der Zöglingserhalter sich 

seither nicht unwesentlich gebessert haben. Der Rechnungshof betont, dass in den 

Grundbestimmungen der österreichisohen Bundeserziehungsanstalten di e ei nheitliche 

Jahresgebühr für die Vollzahlplätze unter Zugrunde1egung der Kosten, die auf 

einen Schüler im Schülerheim e ntfallen, zu bestimmen sind und dass die Platzgebühr 

das Rückgrat der Einnahmen bilde. Der Rechnungshof gibt in diesem Bericht der 

Auffassung Ausdruck, dass es an der Zeit wäre, die Platzgebühren mit Virksamkeit 

vom Beginn des Schuljahres 1956/57 an ausreichend nachzuzi ehen. In dem Tätig­

keitsbericht des Rechnungshofes über das Verwaltungsjahr 1956 vom 20.Mai 1957, 

Nr.228 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nati onalrates 

VIII.GP, wird ebenfalls vom Rechnungshof dio Auffassung vortr ete n, dass die 

Einnahmen mit den ansteigenden Ausgaben nicht Schritt haltens Was darauf zurück­

zuführen sei, dass sich an den Platzgebühren seit dem Schulj ahr 1952/53 nichts 

geändert hat und auch die Gewährung von ~rmässigungen etwas weitgehend war. 

Der Rechnungshof spricht in seinem Tätigkeitsbericht von der s einer Ansicht nach 

längst fälligen Anpassung der Pla.tzgebühr an die gebesserte n Einkomme ns- und 

Verm~eneverhältnisse der Zöglingserhalter und glaubt, zu ei ner deshalb auch zu 

vertretenden Zurückhaltung bei der Zubilligung von Ermässigungcn r ate n zu solle n. 
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Unter Zurückstellung s chwer er Bede nke n hat sich das Bundesminist erium für 

Unterricht dem Wunsche des Ro chnun6shofes mi ttl er woile insoferne schliesslich 

gefügt, als es ei ne Neuregol uq; dcX' PI - tzge bührons j edoch erst mit Beginn des 

Schuljahres 1957/58 get r offe H hc:. t, d.ie au.ch dem Re chnungshof im Wege des Bunde s­

ministeriums für Finanz e n zur Ken1t ~is gebracht wurde. In di eser Neuregelung 

wurde Zwar, dem '1unsche des Re ch nungshofe s entsprechend, eine Erhöhung der Pla tz­

gebühren für die Vollzahlpl ä tz 8 durCh ge f ührt, j edoch durch eine neue Staffelung, 

in der auch weitgehend er mäs bi gt e Pl ätze und Freipl ä tze vorgesehen sind, bei 

gleichzeitiger V0r einfachung des Systems eine besser e Berücksichtigung der 

unterschiedliche n wirtschaftl i che n Ver häl tnisse der Zöglingserhalter, insbesondere 

aber der kinderreichen Fami l i e n als bisher erreicht. 

Aus dem dargel ogte~ Sachverhalt ist zu entnehmen, dass sich das Bundes-

ministerium für Unter richt i n Srfüllung de r vom Rechnungshof zul etzt sehr 

energisch vertrete nen Forderungen bes timmt ge sehen hat, nunmehr eine Neu­

regelung zu treff e n und das vom Rechnungshof verlangte Nachziehen der seit 

Beginn des Schulj ahres 195c/51 unve ~ände rt o n Pl a tzgebühren durchzuführen. Bei 

dem geschildert e n Sach\T<.-.rh ;;l !; wir G os sohi n h. oo Er ach te ns eher am Pl .<1. tz e , 

die in der gegenstä ndl ic1:1en I nt0rpellati on ange schnit te ne Frage bei der Debatte 

über den nächstfällige n Täti g'ke i t sb ur i. cht des Re chnungshofes zur Sprache zu 

bringen, da di e Grü ndo fi~:, cia c' ho c ~ Vor~ehen ausserhal b meines Wirkungsbereiches 

zu suchen sind. 
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